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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 
Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

– unter Hinweis auf das Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit, insbesondere dessen Anhang I 
zur Freizügigkeit und Anhang III zur Anerkennung beruflicher Qualifikationen,

– unter Hinweis auf das Abkommen vom 25. Juni 2009 zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Erleichterung der 
Kontrollen und Formalitäten im Güterverkehr und über zollrechtliche 
Sicherheitsmaßnahmen,

– unter Hinweis auf das Protokoll vom 27. Mai 2008 zum Abkommen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit im Hinblick auf 
die Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens als Vertragsparteien infolge ihres 
Beitritts zur Europäischen Union,

– gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) vom 
1. Januar 1994,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Februar 2017 zu dem Jahresbericht über 
die Binnenmarkt-Governance im Rahmen des Europäischen Semesters 20171,

– unter Hinweis auf den Durchführungsbeschluss (EU) 2018/2047 der Kommission vom 
20. Dezember 2018 über die Gleichwertigkeit des für Börsen in der Schweiz geltenden 
Rechts- und Aufsichtsrahmens gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 9. September 2015 mit dem Titel „EWR-
Schweiz: Hindernisse bei der umfassenden Verwirklichung des Binnenmarktes“3, 

A. in der Erwägung, dass es eines gut funktionierenden und wirksamen Binnenmarkts auf 
der Grundlage einer in hohem Maße wettbewerbsfähigen sozialen Marktwirtschaft 
bedarf, um Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit zu fördern und Arbeitsplätze zu 
schaffen, um der europäischen Wirtschaft neuen Schwung zu verleihen; in der 
Erwägung, dass die Binnenmarktgesetzgebung ordnungsgemäß umgesetzt, angewendet 
und durchgesetzt werden muss, damit die Mitgliedstaaten und die Schweiz die Vorteile 
voll ausschöpfen können;

                                               
1 ABl. C 252 vom 18.7.2018, S. 164.
2 ABl. L 327 vom 21.12.2018, S. 77.
3 ABl. C 316 vom 22.9.2017, S. 192.
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1. vertritt die Auffassung, dass die weitreichende Integration der Schweiz in den 
Binnenmarkt der EU ein entscheidender Faktor für das Wirtschaftswachstum ist, 
weshalb die EU der wichtigste Wirtschafts- und Handelspartner der Schweiz ist;

2. weist darauf hin, dass die Schaffung eines gemeinsamen institutionellen Rahmens für 
bestehende und künftige Abkommen, die die Teilnahme der Schweiz am Binnenmarkt 
der EU ermöglichen, im Hinblick darauf, für die Bürger und die Unternehmen 
Homogenität und Rechtssicherheit sicherzustellen, nach wie vor eine Voraussetzung für 
die Weiterentwicklung eines sektorspezifischen Ansatzes ist; betont, dass es nach vier 
Verhandlungsjahren nun an der Zeit ist, das Abkommen über einen institutionellen 
Rahmen abzuschließen; begrüßt, dass sich die Verhandlungsführer auf den endgültigen 
Wortlaut des Abkommens geeinigt haben; fordert den Schweizer Bundesrat auf, den 
Abschluss dieses Abkommens zu beschließen, sobald bei der Konsultation der 
Interessenträger diesbezüglich ein positives Ergebnis erzielt wurde; vertritt die 
Auffassung, dass die umfassende Partnerschaft zwischen der EU und der Schweiz durch 
den Abschluss des Abkommens ihr volles Potenzial entfalten kann;

3. stellt fest, dass die intensiven Beziehungen zwischen der EU und der Schweiz über die 
wirtschaftliche Integration und die Ausweitung des Binnenmarkts hinausgehen und zu 
Stabilität und Wohlstand zugunsten aller Bürger und Unternehmen, einschließlich 
kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU), beitragen; betont, dass die reibungslose 
Funktionsweise des Binnenmarkts sichergestellt werden muss, damit gleiche 
Wettbewerbsbedingungen und neue Arbeitsplätze geschaffen werden können;

4. vertritt die Auffassung, dass der Abschluss eines Abkommens über einen 
institutionellen Rahmen mit der Schweiz äußerst wichtig ist, da dadurch 
Rechtssicherheit für die Schweiz und die EU, die dynamische Übernahme des 
Besitzstandes der Union, ein besserer Zugang der Schweiz zum Binnenmarkt zum 
beiderseitigen Nutzen und die Zuständigkeit des Gerichthofs der Europäischen Union in 
ungelösten Streitsachen im Zusammenhang mit der Anwendung und Auslegung des 
Abkommens über einen institutionellen Rahmen gewährleistet würden;

5. begrüßt den Beschluss der Kommission vom 20. Dezember 2018, mit dem anerkannt 
wird, dass Handelsplätze in der Schweiz für die Erfüllung der Handelspflicht für Aktien 
gemäß der Richtlinie über Märkte für Finanzinstrumente (MiFID II)4 und der 
Verordnung über Märkte für Finanzinstrumente (MiFIR)5 genutzt werden können; 
betont, dass die Gleichwertigkeit bis zum 30. Juni 2019 anerkannt wird, diese Frist aber 
verlängert werden kann, sofern auf dem Weg zur Unterzeichnung eines Abkommens 
über die Schaffung eines gemeinsamen institutionellen Rahmens Fortschritte erzielt 
wurden;

6. weist auf die Umsetzung der Initiative zum abgeschwächten Inländervorrang und darauf 
hin, dass der Rat die Auffassung vertritt, dass der daraus hervorgegangene, von der 
Schweizerischen Bundesversammlung am 16. Dezember 2016 verabschiedete Text so 
umgesetzt werden kann, dass er mit den Rechten der Unionsbürger gemäß dem 
Abkommen über die Freizügigkeit vereinbar ist, sofern in der erforderlichen 
Durchführungsanordnung wichtige offene Fragen – u. a. in Bezug auf das Recht auf 

                                               
4 ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349.
5 ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84.
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Information über Stellenangebote und die Achtung der Rechte von Grenzgängern –
geklärt werden; weist jedoch darauf hin, dass die Frage der Zuwanderung von 
Drittstaatsangehörigen nicht mit der in den Verträgen verankerten Freizügigkeit 
verwechselt werden sollte; betont, dass die Umsetzung der Durchführungsanordnung im 
Hinblick auf die Bewertung ihrer Vereinbarkeit mit dem Abkommen über die 
Freizügigkeit genau überwacht werden muss;

7. bedauert etwaige Initiativen auf kantonaler Ebene und Bundesebene, durch die der 
Zugang von Arbeitnehmern aus der EU, insbesondere von Grenzgängern, zum 
Schweizer Arbeitsmarkt eingeschränkt werden könnte und durch die somit die Rechte 
von Unionsbürgern gemäß dem Abkommen über die Freizügigkeit und die 
Zusammenarbeit zwischen der EU und der Schweiz beeinträchtigt würden;

8. nimmt zur Kenntnis, dass 2017 im Schweizer Kanton Tessin die Überarbeitung des 
Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen angenommen wurde, bei der 
das Übereinkommen der Welthandelsorganisation über das öffentliche 
Beschaffungswesen und das einschlägige, 2002 in Kraft getretene sektorspezifische 
Abkommen zwischen der EU und der Schweiz eingehalten werden müssen; fordert die 
schweizerischen öffentlichen Auftraggeber nachdrücklich auf, Lieferanten und 
Dienstleister aus der EU diskriminierungsfrei zu behandeln, und zwar auch bei 
öffentlichen Aufträgen unterhalb des Schwellenwerts;

9. fordert nachdrücklich, dass die derzeit übliche Praxis, dass Taxiunternehmen aus EU-
Mitgliedstaaten in der Schweiz uneingeschränkt Dienstleistungen erbringen können, 
beibehalten wird, da diese seit langem zur wirtschaftlichen Entwicklung in den 
Schweizer Grenzregionen beiträgt und von gegenseitigem Nutzen ist;

10. vertritt die Auffassung, dass der EWR und die Schweiz die Grundsätze der 
Gegenseitigkeit und Fairness beachten müssen, damit ihre Teilnahme am Binnenmarkt 
für beide Seiten vorteilhaft ist;

11. stellt fest, dass die Zusammenarbeit im Rahmen des Abkommens zwischen der EU und 
der Schweiz über die gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertungen 
insgesamt zufriedenstellend ist; begrüßt die letzte Aktualisierung dieses Abkommens im 
Jahr 2017 und hofft, dass künftige Aktualisierungen rasch umgesetzt werden können, 
sobald sich das gesamte Potential des Abkommens über einen institutionellen Rahmen 
entfaltet hat.
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